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V e r o r d n u n g  
zur Änderung der Besonderen Niedersächsischen 

Laufbahnverordnung

Vom 20. Juli 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 1 in Verbindung mit § 268 a des
Niedersächsischen Beamtengesetzes (NBG) in der Fassung
vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBl. S. 33), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Oktober 2003 (Nds. GVBl.
S. 372), wird verordnet:

Artikel 1 

Die Besondere Niedersächsische Laufbahnverordnung in
der Fassung vom 27. Januar 2003 (Nds. GVBl. S. 42) wird wie
folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden die Worte „Frauen, Arbeit und
Soziales“ durch die Worte „Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit“ ersetzt.

b) In Nummer 4 werden die Worte „an der Landespolizei-
schule“ durch die Worte „am Bildungsinstitut der Po-
lizei“ ersetzt.

c) Die Worte „in der Fassung vom 25. Mai 2001 (Nds.
GVBl. S. 315)“ werden gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wer im Dienst eines anderen Landes als Lehr-
kraft während der Beurlaubung an eine anerkannte
Ersatzschule die Probezeit vollständig geleistet und
sich bewährt hat, braucht in Niedersachsen keine Pro-
bezeit zu leisten.“

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) Lehrkräfte im Dienst des Landes können die
Probezeit ganz oder teilweise während der Beurlau-
bung an eine anerkannte Ersatzschule leisten.“

3. Der bisherige § 3 wird § 4 und wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt: 

„(1) Vorbereitungsdienst und Ablegung der Lauf-
bahnprüfung werden nicht gefordert (§ 28 NBG).“

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt
geändert:

Im einleitenden Satzteil werden die Worte „den Vor-
bereitungsdienst“ durch die Worte „das Beamtenver-
hältnis auf Probe“ ersetzt und die Worte „nach
näherer Bestimmung der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung“ gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt
geändert:

Die Verweisung „Absatz 1 Nrn. 2 und 3“ wird durch
die Verweisung „Absatz 2 Nrn. 2 und 3“ ersetzt.

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und erhält fol-
gende Fassung:

„(4) 1Während der Probezeit sind pädagogisch-
didaktische Qualifizierungsmaßnahmen zu durchlau-
fen. 2Vor Ablauf der Probezeit ist durch eine Prüfung
festzustellen, ob sich die Beamtin oder der Beamte in
der Probezeit bewährt hat (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 NBG).“

4. Der bisherige § 4 wird § 3 und wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „ein Studium an
einer Hochschule — ausgenommen sind Fachhochschu-
len — mit der Ersten Staatsprüfung für das betreffende

Lehramt“ durch die Worte „das für das betreffende Lehr-
amt vorgeschriebene Studium nach einer Regelstudien-
zeit von mindestens drei Jahren und sechs Monaten an
einer Hochschule mit einer Prüfung“ ersetzt.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird vor dem Wort „Lehrerlaufbah-
nen“ das Wort „Sonstige“ eingefügt.

b) Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Innenministerium“ wird durch die
Worte „für Inneres zuständigen Ministerium“ er-
setzt.

bb) Vor dem Wort „anderer“ werden die Worte „an-
dere Bewerberin oder“ eingefügt.

6. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Eine Lehrkraft mit der Befähigung für die Laufbahn
eines der in den §§ 3 und 18 genannten Lehrämter oder
des Lehramts an Gymnasien erwirbt auch ohne Vorberei-
tungsdienst und Laufbahnprüfung (§ 28 NBG) die Befähi-
gung für die Laufbahn eines weiteren, in den §§ 3 und 18
genannten Lehramts, wenn sie das für dieses Lehramt
vorgeschriebene Studium an einer Hochschule mit einer
Prüfung abgeschlossen hat.“

7. In § 7 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Sonderschulrekto-
rin oder eines Sonderschulrektors“ durch die Worte „För-
derschulrektorin oder eines Förderschulrektors“ ersetzt.

8. Im Zweiten Abschnitt wird nach der Überschrift des
3. Titels der folgende § 7 a eingefügt:

„§ 7 a

Laufbahnen des Lehramts an Gymnasien
und des Lehramts an berufsbildenden Schulen

1Auf den Vorbereitungsdienst werden nach näherer
Bestimmung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung
Zeiten des Vorbereitungsdienstes einer der in den §§ 3
und 18 genannten Laufbahnen angerechnet. 2Es ist je-
doch ein Vorbereitungsdienst von mindestens einem Jahr
abzuleisten.“

9. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird die Verweisung „§ 30 Abs. 1
NLVO“ durch die Verweisung „§ 30 NLVO“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Verweisung „§§ 4 und 18“
durch die Verweisung „§§ 3 und 18“ ersetzt.

10. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird im einleitenden Satzteil die Ver-
weisung „§§ 4 und 18“ durch die Verweisung „§§ 3 und
18“ ersetzt.

11. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Sonderschulen“
durch das Wort „Förderschulen“ ersetzt.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird der Klammerzusatz „(Sonder-
schulen)“ durch den Klammerzusatz „(Förder-
schulen)“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz „(Sonder-
schule)“ durch den Klammerzusatz „(Förder-
schule)“ ersetzt.
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c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Verweisung
„§§ 4 und 18“ durch die Verweisung „§§ 3 und 18“
ersetzt.

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. anschließendem, mit einer Prüfung abge-
schlossenem Studium an einer Hochschule“.

d) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Verweisung
„§§ 4 und 18“ durch die Verweisung „§§ 3 und 18“
ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden die Worte „Abschluss eines
Studiums an einer Hochschule, ausgenommen
Fachhochschulen,“ durch die Worte „ein mit
einer Prüfung abgeschlossenes Studium an einer
Hochschule“ ersetzt.

12. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Verweisung „§ 26 Abs. 1 Nrn. 2
und 3,“ gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1In das Beamtenverhältnis auf Probe kann ein-
gestellt werden, wer 

1. ein Studium der Agrarwissenschaften, Chemie,
Informatik, Ingenieurwissenschaften, Mathema-
tik, Medizin, Pädagogik, Pharmazie, Physik oder
Psychologie nach einer Regelstudienzeit von min-
destens drei Jahren und sechs Monaten an einer
Universität oder an einer gleichgestellten Hoch-
schule mit einer Prüfung oder an einer anderen
Hochschule mit einer infolge der Akkreditierung
gleichgestellten Prüfung (§ 30 NLVO) mit Ausnah-
me einer Lehramtsprüfung abgeschlossen hat und

2. danach eine der Vorbildung entsprechende prakti-
sche hauptberufliche Tätigkeit (§ 37 Abs. 3 NLVO)
von vier Jahren ausgeübt hat.

2Abschlüsse nach § 19 Abs. 2 des Hochschulrahmen-
gesetzes gehören nicht zu den Abschlüssen nach
Satz 1 Nr. 1.“

c) In Absatz 3 wird die Verweisung „§§ 4, 5 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 und § 18“ durch die Verweisung „§§ 3, 5
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sowie den §§ 18 und 19“ ersetzt.

13. In § 14 Abs. 5 Satz 1 wird die Verweisung „§§ 4 und 18“
durch die Verweisung „§§ 3 und 18“ ersetzt.

14. In § 15 Abs. 2 Satz 1 wird im einleitenden Satzteil die
Verweisung „§§ 4 und 18“ durch die Verweisung „§§ 3
und 18“ ersetzt.

15. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „Das Innenministerium
und das Finanzministerium“ durch die Worte „Das für
Inneres und das für Finanzen zuständige Ministe-
rium“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „des Finanzministe-
riums“ durch die Worte „des für Finanzen zuständi-
gen Ministeriums“ ersetzt.

16. In § 18 Satz 2 wird die Verweisung „§ 4 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2“ durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2“ ersetzt.

17. § 20 wird gestrichen.

18. § 21 erhält folgende Fassung:

„§ 21

Andere Bewerberinnen und Bewerber

Auf andere Bewerberinnen und Bewerber (§ 39 NLVO)
für die in den §§ 3 und 18 genannten Laufbahnen ist § 5
Abs. 2 entsprechend anzuwenden.“

Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft.

(2) Für Lehreranwärterinnen und Lehreranwärter für Fach-
praxis, die vor dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung in den
Vorbereitungsdienst aufgenommen worden sind, findet § 3
der Besonderen Niedersächsischen Laufbahnverordnung in
der bis zum 31. Juli 2004 geltenden Fassung weiterhin An-
wendung.

Hannover, den 20. Juli 2004

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f B u s e m a n n
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über berufsbildende Schulen 

und der Verordnung über die Gleichwertigkeit 
von Abschlüssen im Bereich der beruflichen Bildung

Vom 20. Juli 2004

Aufgrund des § 60 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 6, Abs. 2 und 3 des
Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG) in der Fassung
vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 29. April 2004 (Nds. GVBl. S. 140),
wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Verordnung über berufsbildende Schulen

Die Verordnung über berufsbildende Schulen vom 24. Juli
2000 (Nds. GVBl. S. 178), zuletzt geändert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 17. Juli 2003 (Nds. GVBl. S. 294), wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „durch Verordnung“
gestrichen.

2. In § 3 Sätze 1 und 2 wird jeweils das Wort „Bezirksregie-
rung“ durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Verweisung „§ 59 Abs. 5 Satz 1
NSchG“ durch die Verweisung „§ 59 a Abs. 3 Satz 1
NSchG“ und die Verweisung „§ 59 Abs. 5 Sätze 2 bis 6
NSchG“ durch die Verweisung „§ 59 a Abs. 3 Satz 2
NSchG“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Verweisung „§ 59 Abs. 5 Sätze 2
bis 6 NSchG“ durch die Verweisung „§ 59 a Abs. 3
Satz 2 NSchG“ ersetzt.

4. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt. 

5. In § 8 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt. 

6. In § 15 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 6 wird jeweils das
Wort „Bezirksregierung“ durch das Wort „Schulbehörde“
ersetzt.

7. In § 21 Satz 2 wird das Wort „Bezirksregierung“ durch
das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

8. In § 23 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 wird jeweils das
Wort „Bezirksregierung“ durch das Wort „Schulbehörde“
ersetzt.

9. In § 24 Abs. 2 wird das Wort „Bezirksregierung“ durch
das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

10. In § 25 Abs. 2 wird das Wort „Bezirksregierung“ durch
das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

11. § 35 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz; darin
wird das Wort „Bezirksregierung“ durch das Wort
„Schulbehörde“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

12. Die Anlage 1 (zu § 36) wird wie folgt geändert:

a) In § 1 a Satz 2 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

b) In § 4 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

13. Die Anlage 2 (zu § 36) wird wie folgt geändert:

a) § 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 10 werden die folgenden neuen
Nummern 11 bis 14 eingefügt:

„11. Labortechnik,

12. Druck- und Medientechnik,

13. Farbtechnik,

14. Friseurtechnik,“.

bb) Die bisherigen Nummern 11 bis 13 werden Num-
mern 15 bis 17.

14. Die Anlage 5 (zu § 36) wird wie folgt geändert:

a) § 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 5 Nr. 1, Absatz 6 Nr. 1, Absatz 7 Nr. 1
und Absatz 8 Nr. 1 wird jeweils die Verweisung
„Absatz 3“ durch die Verweisung „Absatz 4“
ersetzt.

bb) In Absatz 9 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

b) In § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und b und Satz 2
sowie Abs. 2 Buchst. a und b wird jeweils das Wort
„Bezirksregierung“ durch das Wort „Schulbehörde“
ersetzt. 
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c) § 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

bb) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

cc) Nummer 3.1 wird mit allen Angaben gestrichen.

dd) Nummer 7.1 erhält folgende Fassung:

d) § 9 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

bb) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

cc) Nummer 3.1 wird mit allen Angaben gestrichen.

e) § 13 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; darin wird
die Verweisung „§ 1 Abs. 1 Nrn. 13 bis 16 und 18“
durch die Verweisung „§ 1 Abs. 1 Nrn. 13, 15
und 16“ ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Absätze 2 bis 4 ange-
fügt:

„(2) Zur Prüfung für Nichtschülerinnen und
Nichtschüler soll in der Fachrichtung Altenpflege-
hilfe nur zugelassen werden, wer eine mindes-
tens zweijährige einschlägige Berufstätigkeit nach-
weist.

(3) Zur Prüfung für Nichtschülerinnen und
Nichtschüler soll in der Fachrichtung Altenpflege
nur zugelassen werden, wer eine mindestens
sechsjährige einschlägige Berufstätigkeit in min-
destens drei verschiedenen Einrichtungen, die
für die praktische Ausbildung in der Altenpflege
vorgeschrieben sind, nachweist.

(4) § 23 Abs. 3 Satz 3 des Ersten Teils gilt nicht
für die Prüfung für Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler in den Fachrichtungen Altenpflegehilfe
und Altenpflege.“

15. In § 3 Abs. 3 der Anlage 7 (zu § 36) wird das Wort „Be-
zirksregierung“ durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

16. In § 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 3 der Anlage 8 (zu § 36) wird
jeweils das Wort „Bezirksregierung“ durch das Wort
„Schulbehörde“ ersetzt.

17. In § 2 Abs. 2 Satz 5 der Anlage 9 (zu § 36) wird das Wort
„Bezirksregierung“ durch das Wort „Schulbehörde“ er-
setzt.

18. Die Anlage 10 (zu § 36) wird wie folgt geändert:

a) § 3 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) In die Fachschule — Heilerziehungspflege —
kann nur aufgenommen werden, wer 

1. den Sekundarabschluss I — Realschulab-
schluss oder einen anderen gleichwertigen
Bildungstand und

2. a) den erfolgreichen Besuch einer einjähri-
gen Berufsfachschule — Sozialpflege —
für Realschulabsolventinnen und Real-
schulabsolventen oder einer zweijährigen
Berufsfachschule — Sozialpflege — (Pflege-
vorschule),

b) eine erfolgreich abgeschlossene mindes-
tens zweijährige Berufsausbildung und den
Berufsschulabschluss oder einen anderen
gleichwertigen Bildungsstand oder

c) den Abschluss der Berufsfachschule — Heil-
erziehungshilfe — und eine mindestens ein-
jährige einschlägige Tätigkeit

nachweist.“

bb) In Absatz 15 werden das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt und die
Worte „abweichend von den Absätzen 1 bis 4, 8
und 12 Nr. 1“ gestrichen.

„2 Biologisch-technische Assistentin/
Biologisch-technischer Assistent

a) Chemisch- und instrumentell-analytischer Arbeitsbereich

b) Botanisch-zoologischer Arbeitsbereich

c) Mikrobiologisch-biochemischer Arbeitsbereich

3

3

3“.

„3 Chemisch-technische Assistentin/
Chemisch-technischer Assistent

a)  Instrumentelle Analytik

b)  Präparative Chemie

c)  Wahlpflichtkurse

3

3

3“.

„7.1 Sozialassistentin/Sozialassistent 
mit Schwerpunkt Sozialpädagogik

a) Deutsch

b) Sozialpädagogische Bildungsarbeit

c) Zielgruppenorientierte Arbeitsprozesse, Sozialpädagogi-
sche Beziehungsgestaltung oder Berufsrolle und Konzep-
tionen

je 3“.

„2 Biologisch-technische 
Assistentin/
Biologisch-technischer
Assistent

a) Chemisch- und instrumentell-
analytischer Arbeitsbereich

b) Botanisch-zoologischer Arbeits-
bereich

c) Mikrobiologisch-biochemischer
Arbeitsbereich

6

6

6

Es wird in den Lernfeldern geprüft,
die Gegenstand der schriftlichen
Prüfung waren; die Fachkonferenz
kann eine abweichende Entschei-
dung treffen. Die Prüfung kann auf
zwei Tage verteilt werden.“

„3 Chemisch-technische 
Assistentin/ 
Chemisch-technischer
Assistent

a)  Instrumentelle Analytik

b)  Präparative Chemie

c)  Wahlpflichtkurse

6

8

6

Es wird in den Lernfeldern geprüft,
die Gegenstand der schriftlichen
Prüfung waren; die Fachkonferenz
kann eine abweichende Entschei-
dung treffen. Die Prüfung kann auf
zwei Tage verteilt werden.“
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b) § 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Bezirksregie-
rung“ durch das Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

bb) Absatz 3 Nr. 12 erhält folgende Fassung:

„12. Fachrichtung Sozialpädagogik

a) Deutsch,

b) Sozialpädagogische Bildungsarbeit,

c) Zielgruppenorientierte Arbeitsprozesse,
Sozialpädagogische Beziehungsgestaltung
oder Berufsrolle und Konzeptionen;“.

19. In § 2 Abs. 11 der Anlage 11 (zu § 36) wird das Wort
„Bezirksregierung“ durch das Wort „Schulbehörde“ er-
setzt.

Artikel 2

Übergangsregelung

Wer die Ausbildung in einem Bildungsgang vor dem
1. August 2004 begonnen hat, beendet diese nach Maßgabe
der bisher geltenden Vorschriften.

Artikel 3

Änderung der Verordnung über die Gleichwertigkeit 
von Abschlüssen im Bereich der beruflichen Bildung

In § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über
die Gleichwertigkeit von Abschlüssen im Bereich der beruf-
lichen Bildung vom 8. November 1996 (Nds. GVBl. S. 466),
geändert durch Verordnung vom 27. April 1998 (Nds. GVBl.
S. 489), wird jeweils das Wort „Bezirksregierung“ durch das
Wort „Schulbehörde“ ersetzt.

Artikel 4

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. August 2008 außer Kraft.

Hannover, den 20. Juli 2004

Niedersächsisches Kultusministerium

B u s e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
über die Wahl des Börsenrats der Niedersächsischen Börse 

zu Hannover und der Warenterminbörse Hannover

Vom 21. Juli 2004

Aufgrund des § 10 Abs. 3, auch in Verbindung mit § 11 des
Börsengesetzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2010), geändert
durch Artikel 72 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit lfd. Nr. 4.2 der Anlage 1
zur Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten im
Gewerbe- und Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsge-
bieten vom 25. September 2001 (Nds. GVBl. S. 615, 725), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 14. August 2003 (Nds.
GVBl. S. 313), wird nach Anhörung der Börsenräte verordnet:

E r s t e r  A b s c h n i t t

Börsenrat der Niedersächsischen Börse zu Hannover

§ 1

Zusammensetzung des Börsenrats

(1) 1Der Börsenrat der Niedersächsischen Börse zu Hanno-
ver besteht aus höchstens 24 Mitgliedern. 2Aus der Mitte der
nachstehenden Wahlgruppen werden gewählt:

3Die Wahlgruppen der Kreditinstitute umfassen auch die
Wertpapierhandelsbanken im Sinne des § 1 Abs. 3 d Satz 3
des Gesetzes über das Kreditwesen sowie die mit den Kredit-
instituten verbundenen Kapitalanlagegesellschaften und sons-
tigen Unternehmen. 

(2) 1Zwei Personen werden als Vertreter der Anleger von
den übrigen Mitgliedern des Börsenrats hinzugewählt. 2Sie
dürfen einer Wahlgruppe im Sinne des Absatzes 1 Satz 2
nicht angehören. 3Es sollen insgesamt mehr als zwei Personen
vorgeschlagen werden.

§ 2

Wahlrecht

(1) 1Wahlberechtigt sind die in § 1 Abs. 1 Satz 2 genannten
Unternehmen. 2Jeder Wahlberechtigte hat gleiches Stimm-
recht und kann nur in einer Wahlgruppe wählen. 3Ein Wahl-
berechtigter, der mehr als einer Wahlgruppe angehört, hat vor
der Wahl gegenüber dem Wahlausschuss zu erklären, in wel-
cher Gruppe er wählen wird. 4Unterbleibt eine Erklärung, so
bestimmt der Wahlausschuss die Wahlgruppe.

(2) Ausgeübt wird das Wahlrecht für Unternehmen, die in
der Rechtsform des Einzelkaufmanns betrieben werden, von
der Geschäftsinhaberin oder dem Geschäftsinhaber oder von
einer von ihr oder ihm bevollmächtigten Person des Unter-
nehmens, für andere Wahlberechtigte von den Personen, die
nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag mit der Füh-
rung der Geschäfte betraut und zu deren Vertretung ermäch-
tigt sind.

(3) 1Wählbar sind die natürlichen Personen, die in der
Wahlgruppe zur Ausübung des Wahlrechts befugt sind, sowie
Mitglieder sonstiger Organe und leitende Angestellte der in

der Wahlgruppe Wahlberechtigten. 2In den Wahlgruppen
nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 5 ist für die Wählbarkeit
außerdem die für das börsenmäßige Wertpapiergeschäft not-
wendige berufliche Eignung nach § 16 Abs. 6 Satz 1 des Bör-
sengesetzes erforderlich.

§ 3

Wahlausschuss

1Der Börsenrat beruft einen Wahlausschuss, der aus einem
vorsitzenden Mitglied und zwei beisitzenden Mitgliedern be-
steht und gibt dessen Zusammensetzung bekannt. 2Der Wahl-
ausschuss hat die Wahl vorzubereiten und durchzuführen.

§ 4

Wählerverzeichnisse

(1) Der Wahlausschuss trägt auf der Grundlage der Unter-
lagen der Börsengeschäftsführung die Wahlberechtigten für
jede Wahlgruppe in ein Wählerverzeichnis ein.

(2) 1Die Wählerverzeichnisse sind bis zum Abschluss der
Stimmabgabe im Sekretariat der Börsengeschäftsführung aus-
zulegen. 2Die Auslegung ist unter Hinweis auf die Einspruchs-
rechte und -fristen bekannt zu machen.

(3) Einspruch gegen die Richtigkeit eines Wählerverzeich-
nisses kann nur innerhalb von zehn Börsentagen nach Beginn
der Auslegung schriftlich mit der Begründung erhoben wer-
den, dass

1. ein Unternehmen als wahlberechtigt eingetragen ist, das

a) nicht wahlberechtigt ist oder

b) zu einer anderen Wahlgruppe gehört, oder

2. ein Wahlberechtigter nicht in dem Wählerverzeichnis auf-
geführt ist.

(4) 1Nach Ablauf der Einspruchsfrist entscheidet der Wahl-
ausschuss über die Einsprüche. 2Soweit sie nicht erfolgreich
sind, hat er dies den Einspruchsführenden unter Angabe der
Gründe schriftlich mitzuteilen. 3Im Übrigen berichtigt er die
Wählerverzeichnisse, wobei die Änderungen kenntlich zu
machen sind. 4Danach stellt er die endgültigen Wählerver-
zeichnisse fest und gibt sie bekannt.

§ 5

Wahlausschreibung

1Der Wahlausschuss macht spätestens vier Wochen vor
dem Tag der Stimmabgabe eine Wahlausschreibung bekannt.
2Darin ist

1. die Zahl der in jeder Wahlgruppe zu wählenden Mitglieder
des Börsenrats anzugeben,

2. unter Hinweis auf § 6 aufzufordern, dass die Wahlberech-
tigten jeder Wahlgruppe innerhalb von zwei Wochen nach
der Bekanntmachung der Wahlausschreibung Wahlvor-
schläge einreichen,

3. der Tag der Stimmabgabe anzugeben,

4. auf die Möglichkeit der Briefwahl oder auf den Beschluss
des Wahlausschusses, dass die Stimmabgabe für alle
Wahlberechtigten im Wege der Briefwahl erfolgt, hinzu-
weisen und

5. im Fall, dass nicht nur im Wege der Briefwahl gewählt
werden kann, Ort und Zeit der Wahl anzugeben.

1. genossenschaftliche Kreditinstitute 2 Mitglieder,

2. öffentlich-rechtliche Kreditinstitute 4 Mitglieder,

3. private Kreditinstitute 6 Mitglieder,

4. Skontroführer 1 Mitglied,

5. freie Makler und sonstige zugelassene
Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne
des § 1 Abs. 1 a des Gesetzes über das Kre-
ditwesen 1 Mitglied,

6. Versicherungsunternehmen 1 Mitglied,

7. sonstige Emittenten 7 Mitglieder.
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§ 6

Wahlvorschläge

(1) 1Wahlvorschläge können von jedem Wahlberechtigten
innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntmachung der
Wahlausschreibung eingereicht werden. 2Sie müssen die Na-
men der vorgeschlagenen Personen und der Unternehmen,
denen die Personen jeweils angehören, enthalten. 3Beizufügen
sind Einverständniserklärungen der vorgeschlagenen Perso-
nen.

(2) 1Gehören mehrere in einer Wahlgruppe vorgeschlagene
Personen demselben Unternehmen an, so ist nur der Vor-
schlag für eine dieser Personen gültig. 2Das Unternehmen hat
innerhalb von fünf Börsentagen nach Aufforderung durch den
Wahlausschuss zu erklären, für welche Person der Vorschlag
gültig sein soll. 3Wird eine Erklärung nicht fristgerecht abge-
geben, so entscheidet der Wahlausschuss durch Los. 4Die Sät-
ze 1 bis 3 gelten für verbundene Unternehmen entsprechend
mit der Maßgabe, dass nur übereinstimmende Erklärungen
der Unternehmen wirksam sind.

(3) 1Sind in einer Wahlgruppe keine oder weniger Personen
gültig vorgeschlagen, als Mitglieder zu wählen sind, so kann
der Wahlausschuss im Benehmen mit dem Börsenrat fehlende
und weitere Personen vorschlagen; Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt
entsprechend. 2Gelingt es in einer Wahlgruppe nicht, wenigs-
tens eine Person gültig vorzuschlagen, so nimmt die Wahl-
gruppe nicht an der Wahl teil. 

§ 7

Wahlvorschlagslisten

(1) 1Der Wahlausschuss nimmt für jede Wahlgruppe die gül-
tig vorgeschlagenen Personen in alphabetischer Reihenfolge
und die Unternehmen, denen die Personen jeweils angehören,
in eine Wahlvorschlagsliste auf. 2Wurden nicht mehr Perso-
nen vorgeschlagen, als in einer Wahlgruppe Mitglieder zu
wählen sind, so gelten die vorgeschlagenen Personen als ge-
wählt. 3Darauf ist in der Wahlvorschlagsliste hinzuweisen.

(2) 1Eine Person kann nachträglich vorgeschlagen und in
die Wahlvorschlagsliste aufgenommen werden, wenn vor Ver-
sendung der Briefwahlunterlagen oder, wenn eine Stimmab-
gabe nicht im Wege der Briefwahl erfolgt, vor dem Tag der
Stimmabgabe eine in die Wahlvorschlagsliste aufgenommene
Person die Wählbarkeit verliert oder die Einverständniserklä-
rung im Sinne von § 6 Abs. 1 Satz 3 widerruft. 2Die §§ 5 und 6
sowie Absatz 1 gelten entsprechend. 3Der Wahlausschuss
kann für die betroffene Wahlgruppe einen neuen Wahltag
festsetzen.

(3) 1Die Wahlvorschlagslisten und deren Änderungen sind
bis zum Abschluss der Stimmabgabe im Sekretariat der Bör-
sengeschäftsführung auszulegen. 2Die Auslegung ist bekannt
zu machen.

§ 8

Ausübung des Wahlrechts

(1) 1Das Wahlrecht kann nur für Wahlberechtigte ausgeübt
werden, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind. 2Wer
das Wahlrecht ausüben will, hat seine Bevollmächtigung
nachzuweisen.

(2) 1Gewählt wird geheim nach Wahlgruppen durch Kenn-
zeichnen der Namen auf dem Stimmzettel. 2Es dürfen höchs-
tens so viele Namen gekennzeichnet werden, wie Mitglieder
in der Wahlgruppe zu wählen sind.

(3) Der Stimmzettel enthält

1. die Namen der in die jeweilige Wahlvorschlagsliste aufge-
nommenen Personen in alphabetischer Reihenfolge und
der Unternehmen, denen die Personen jeweils angehören,

2. den Hinweis auf die Zahl der in der Wahlgruppe zu wäh-
lenden Mitglieder und

3. den Hinweis, dass der Stimmzettel ungültig ist, wenn
mehr Namen gekennzeichnet werden, als Mitglieder in der
Wahlgruppe zu wählen sind.

(4) Die Stimmzettel sind in eine unter Aufsicht des Wahl-
ausschusses vor Beginn der Stimmabgabe verschlossene Wahl-
urne zu legen.

(5) 1Die Stimmabgabe kann auf Verlangen einzelner Wahl-
berechtigter für diese und durch Beschluss des Wahlaus-
schusses für alle Wahlberechtigten im Wege der Briefwahl
erfolgen. 2Bei Briefwahl wird in der Weise gewählt, dass die
zur Wahlausübung berechtigte Person

1. den Stimmzettel kennzeichnet und in den dazugehörigen
Wahlumschlag legt,

2. auf einem Wahlschein die vorgedruckte eidesstattliche
Versicherung unterzeichnet, dass sie zur Wahlausübung
berechtigt ist, und

3. den verschlossenen Wahlumschlag und den unterschrie-
benen Wahlschein unter Verwendung des beigefügten
Wahlbriefumschlages so rechtzeitig an den Wahlaus-
schuss absendet oder übergibt, dass er vor Abschluss der
Stimmabgabe vorliegt.

3Der Wahlumschlag ist nach Prüfung des Wahlscheins unge-
öffnet in die Wahlurne zu legen.

§ 9

Wahlergebnis

(1) 1Nach Beendigung der Stimmabgabe prüft der Wahlaus-
schuss die Gültigkeit der Stimmzettel. 2Ein Stimmzettel ist
ungültig, 

1. wenn er einen eindeutigen Wählerwillen nicht erkennen
lässt,

2. wenn auf ihm mehr Namen gekennzeichnet sind, als in
der Wahlgruppe zu wählen sind oder

3. wenn er einen Zusatz, eine Streichung oder einen Vorbe-
halt enthält.

(2) 1Danach stellt der Wahlausschuss das Wahlergebnis fest.
2Gewählt sind in den einzelnen Wahlgruppen diejenigen Per-
sonen, die die meisten Stimmen erhalten haben. 3Die übrigen
Personen sind Ersatzmitglieder in der Reihenfolge der auf sie
entfallenen Stimmenzahl. 4Bei Stimmengleichheit entscheidet
der Wahlausschuss durch Los.

(3) Der Wahlausschuss gibt die Namen der in den Börsenrat
gewählten Personen nach Wahlgruppen geordnet in alphabe-
tischer Reihenfolge unverzüglich bekannt und benachrichtigt
die Gewählten schriftlich.

§ 10

Wahlniederschrift

(1) 1Über den Wahlverlauf und das Wahlergebnis fertigt der
Wahlausschuss eine Wahlniederschrift an, die von allen Mit-
gliedern des Wahlausschusses zu unterzeichnen ist. 2Darin
sind nach Wahlgruppen geordnet anzugeben

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen Stim-
men,

3. die Zahl der auf die einzelnen Personen entfallenen Stim-
men,

4. die gewählten Personen und

5. die Ersatzmitglieder in der Reihenfolge der auf sie entfalle-
nen Stimmenzahlen.
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(2) 1Die Wahlniederschrift ist an fünf aufeinander folgenden
Börsentagen im Sekretariat der Börsengeschäftsführung aus-
zulegen. 2Die Auslegung ist mit einem Hinweis auf § 11
bekannt zu machen.

§ 11

Wahleinspruch

(1) Jeder Wahlberechtigte kann gegen die Wahl in seiner
Wahlgruppe innerhalb einer Woche nach dem Ende der Aus-
legung der Wahlniederschrift beim Wahlausschuss schriftlich
unter Angabe der Gründe Einspruch erheben.

(2) 1Der Wahlausschuss entscheidet über den Einspruch
und teilt den Einspruchführenden seine Entscheidung unter
Angabe der Gründe mit. 2Wird die Ungültigkeit der Wahl in
einer Wahlgruppe festgestellt, so ist dies bekannt zu machen
und die Wahl insoweit zu wiederholen.

§ 12

Nachrücken, Nachwahl

(1) 1Verliert ein Mitglied des Börsenrats seine Wählbarkeit
in der Wählergruppe, in der es gewählt wurde, so rückt das
nächste Ersatzmitglied nach. 2Steht ein Ersatzmitglied nicht
zur Verfügung, so wählen die übrigen Mitglieder des Börsen-
rats ein neues Mitglied nach; § 1 Abs. 1 gilt entsprechend.
3Nachwahl und Nachrücken erfolgen für die restliche Amts-
dauer des Börsenrats.

(2) 1Werden mehrere Mitglieder des Börsenrats Angehörige
desselben Unternehmens, so kann nur eines dieser Mitglieder
im Börsenrat verbleiben. 2Das Unternehmen entscheidet, wer
aus dem Börsenrat ausscheidet. 3Wird eine Entscheidung
nicht bis zur nächsten Sitzung des Börsenrats mitgeteilt, so
entscheidet das Los, das ein vom Börsenrat zu bestimmendes
Mitglied zieht. 4Werden mehrere Mitglieder des Börsenrats
Angehörige verbundener Unternehmen, so gelten die Sätze 1
bis 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass die Unternehmen
eine übereinstimmende Erklärung abzugeben haben.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Börsenrat der Warenterminbörse Hannover

§ 13

Zusammensetzung des Börsenrats

(1) 1Der Börsenrat der Warenterminbörse Hannover besteht
aus höchstens 24 Mitgliedern. 2Er setzt sich aus folgenden
Wirtschaftsgruppen zusammen:

(2) 1Zwei Personen werden als Vertreter der Anleger von
den übrigen Mitgliedern des Börsenrats hinzugewählt. 2Sie
dürfen einer Wirtschaftsgruppe im Sinne des Absatzes 1
Satz 2 nicht angehören. 3Es sollen insgesamt mehr als zwei
Personen vorgeschlagen werden.

§ 14

Wahl

(1) Die Wahlgruppe wählt die Mitglieder aus ihrer Mitte.

(2) Auf die Wahlgruppe sind die §§ 2 bis 12 mit der Maß-
gabe entsprechend anzuwenden, dass über § 2 Abs. 3 hinaus
auch sonstige zur Vertretung des Wahlberechtigten ermäch-
tigte Personen wählbar sind.

§ 15

Entsendung

(1) 1Die beteiligten Wirtschaftskreise, die Unternehmen der
Börsengeschäftsabwicklung und die Waren- und Produkten-
börsen entsenden jeweils die Mitglieder nach § 13 Abs. 1 Satz 2
Nrn. 2 bis 4 für die Amtsdauer des Börsenrats. 2Diese sind
namentlich zu benennen und sollen die für das Warentermin-
geschäft notwendige berufliche Eignung haben. 3Je Basisware
soll ein Mitglied nach § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 aufgrund der
für die Basisware erteilten Zulassung zum Handel an der
Börse berechtigt sein. 4Die Mitglieder nach § 13 Abs. 1 Satz 2
Nrn. 2 und 3 sollen geeignet sein, die internationalen Bezie-
hungen der Warenterminbörse zu repräsentieren.

(2) 1Das Entsenderecht bezüglich der Mitglieder nach § 13
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 endet während der Amtsdauer des Börsen-
rats mit dem Ablauf der für die Basisware erteilten Zulassung.
2Wird die Zulassung als Basisware während der Amtsdauer
des Börsenrats erteilt, so besteht das Entsenderecht für die
restliche Amtsdauer des Börsenrats.

(3) 1Das Entsenderecht wird bei den Mitgliedern nach § 13
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 von den Verbänden der beteiligten Wirt-
schaftskreise und bei dem Mitglied nach § 13 Abs. 1 Satz 2
Nr. 4 von der Arbeitsgemeinschaft deutscher Waren- und Pro-
duktenbörsen ausgeübt. 2Ein Verband der beteiligten Wirt-
schaftskreise darf das Entsenderecht nur für jeweils eine
Basisware ausüben; eine Person darf nur für jeweils eine
Basisware entsandt werden. 3§ 2 Abs. 3 und § 12 Abs. 1 Sätze 1
und 3 gelten entsprechend. 

(4) 1Mit der Wahlausschreibung nach § 5 in Verbindung mit
§ 14 Abs. 2 fordert der Wahlausschuss die Entsendeberechtig-
ten unter Hinweis auf die Zahl der jeweils zu entsendenden
Personen auf, innerhalb von zwei Wochen die entsandten Per-
sonen unter Beifügung der Einverständniserklärung und die
Unternehmen, denen die Personen jeweils angehören, zu be-
nennen. 2Der Wahlausschuss kann im Benehmen mit dem
Börsenrat eine vorläufige Regelung treffen, soweit ihm nach
Ablauf der Frist keine gültigen, nicht genügend oder keine
einvernehmlichen Benennungen vorliegen; die Absätze 1 bis 3
und § 13 Abs. 1 gelten entsprechend. 3Die Entsendeberechtig-
ten sind auf die Möglichkeit einer vorläufigen Regelung durch
den Wahlausschuss besonders hinzuweisen. 4§ 9 Abs. 3 gilt
entsprechend.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Gemeinsame Vorschriften, Schlussvorschriften

§ 16

Amtsdauer

Die Amtsdauer des Börsenrats endet mit dem Zusammen-
tritt des neu gewählten Börsenrats.

§ 17

Rechtsweg

Gegen Entscheidungen des Wahlausschusses kann unmit-
telbar Klage beim Verwaltungsgericht erhoben werden.

§ 18

Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen nach dem Ersten Abschnitt erfolgen
im amtlichen Kursblatt der Niedersächsischen Börse zu Han-
nover oder in einem anderen Veröffentlichungsorgan der Börse
nach Maßgabe der Börsenordnung.

(2) Bekanntmachungen nach dem Zweiten Abschnitt erfol-
gen im Veröffentlichungsorgan der Warenterminbörse Hanno-
ver nach Maßgabe der Börsenordnung.

1. Börsenteilnehmer im Sinne des § 16 Abs. 2
des Börsengesetzes (Wahlgruppe) 4 Mitglieder,

2. beteiligte Wirtschaftskreise je Basisware 2 Mitglieder,

3. Unternehmen der Börsengeschäftsabwick-
lung 2 Mitglieder,

4. Waren- und Produktenbörsen 1 Mitglied.
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§ 19

In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Wahl des
Börsenrats der Niedersächsischen Börse zu Hannover und der
Warenterminbörse Hannover vom 9. Oktober 1998 (Nds. GVBl.
S. 654), geändert durch Verordnung vom 22. Oktober 2001
(Nds. GVBl. S. 666), außer Kraft. 

(3) 1Für den zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Ver-
ordnung amtierenden Börsenrat der Niedersächsischen Börse
zu Hannover und den zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens die-
ser Verordnung amtierenden Börsenrat der Warenterminbörse
Hannover bleibt die in Absatz 2 genannte Verordnung bis
zum Ende der jeweiligen Amtsdauer anzuwenden.

Hannover, den 21. Juli 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

H i r c h e

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung baurechtlicher Vorschriften

Vom 22. Juli 2004

Aufgrund der §§ 87 und 95 Abs. 1, 2 und 4 der Niedersäch-
sischen Bauordnung in der Fassung vom 10. Februar 2003
(Nds. GVBl. S. 89) wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Allgemeinen Durchführungsverordnung 
zur Niedersächsischen Bauordnung

Die Allgemeine Durchführungsverordnung zur Niedersäch-
sischen Bauordnung vom 11. März 1987 (Nds. GVBl. S. 29),
geändert durch § 10 Abs. 2 der Verordnung vom 6. Juni 1996
(Nds. GVBl. S. 287), wird wie folgt geändert:

1. § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. innerhalb landwirtschaftlicher Betriebsgebäude abwei-
chend von Nummer 2 zur Unterteilung in Gebäude-
abschnitte von höchstens 10 000 m3 Brutto-Raum-
inhalt, bei eingeschossigen Ställen jedoch von höchs-
tens 5 000 m2 Grundfläche; dabei bleiben Geschosse
zur ausschließlichen Lagerung von Jauche und Gülle
unberücksichtigt; bei Ställen müssen die durch die
Abweichung zu Nummer 2 bedingten Erschwernisse
bei der Rettung von Tieren im Brandfall durch die An-
zahl und Anordnung der Ausgänge unter Berücksich-
tigung der Art der Tierhaltung ausgeglichen werden.“

2. § 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Bedachungen, die nicht nach Absatz 1 zulässig
sind, sind bei frei stehenden Gebäuden geringer Höhe zu-
lässig, soweit der Abstand des Gebäudes

1. von den Grenzen des Baugrundstücks mindestens 12 m,
bei einem Wohngebäude mindestens 6 m,

2. von Gebäuden auf demselben Baugrundstück mit har-
ter Bedachung mindestens 15 m, bei einem Wohnge-
bäude mindestens 9 m,

3. von Gebäuden auf demselben Baugrundstück mit Be-
dachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht
erfüllen, mindestens 24 m, bei einem Wohngebäude
mindestens 12 m und 

4. von nur Nebenzwecken dienenden Gebäuden auf dem-
selben Baugrundstück mit nicht mehr als 60 m² Grund-
fläche, nicht mehr als zwei Geschossen sowie ohne
Aufenthaltsräume und Feuerstätten mindestens 5 m

beträgt. 2§ 9 NBauO gilt sinngemäß.“

3. § 18 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Für Aufzugsanlagen im Sinne der Betriebssicher-
heitsverordnung einschließlich der für ihren sicheren
Betrieb erforderlichen Einrichtungen, die weder gewerb-
lichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und durch
die Beschäftigte nicht gefährdet werden können, gelten die
Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung entspre-
chend; zuständige Behörde ist die untere Bauaufsichtsbe-
hörde.“

4. § 27 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

5. § 29 erhält folgende Fassung:

„§ 29

Barrierefreie Zugänglichkeit und Benutzbarkeit 
baulicher Anlagen

(Zu den §§ 44, 45 und 48 NBauO)

(1) 1Wohnungen, die nach § 44 Abs. 3 NBauO barriere-
frei oder rollstuhlgerecht sein müssen, und bauliche Anla-

gen nach § 48 Abs. 1 NBauO müssen von öffentlichen
Verkehrsflächen über mindestens einen Zugang stufenlos
erreichbar sein. 2Sind Wohnungen nach Satz 1 und Ge-
schosse baulicher Anlagen nach § 48 Abs. 1 NBauO nur
mit einem Aufzug stufenlos erreichbar, so gilt § 36 Abs. 3
Sätze 1 bis 3 NBauO sinngemäß.

(2) In einer baulichen Anlage nach § 48 Abs. 1 Nrn. 1 bis 7
und 9 bis 11 NBauO muss von den nach § 45 Abs. 1 Satz 2
NBauO erforderlichen Toiletten mindestens eine barriere-
frei zugänglich, barrierefrei ausgestattet und als barriere-
frei gekennzeichnet sein.

(3) 1Mindestens einer der notwendigen Einstellplätze für
Wohnungen, die nach § 44 Abs. 3 Satz 2 NBauO roll-
stuhlgerecht sein müssen, und für eine bauliche Anlage
nach § 48 Abs. 1 Nrn. 1 bis 11 NBauO muss barrierefrei
zugänglich, barrierefrei ausgestattet und als barrierefrei
gekennzeichnet sein. 2Sind mehr als 100 Einstellplätze
notwendig, so muss je angefangene 100 Einstellplätze min-
destens ein Einstellplatz die Anforderungen nach Satz 1
erfüllen.“

6. § 31 erhält folgende Fassung:

„§ 31

Druckbehälteranlagen für Flüssiggas

Für Druckbehälteranlagen für Flüssiggas im Sinne der
Betriebssicherheitsverordnung einschließlich der für ihren
sicheren Betrieb erforderlichen Einrichtungen, die weder
gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und
durch die Beschäftigte nicht gefährdet werden können,
gelten die Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung
entsprechend; zuständige Behörde ist die untere Bauauf-
sichtsbehörde.“

7. Es wird der folgende neue § 32 eingefügt:

„§ 32

Regelmäßige Überprüfung 
technischer Anlagen und Einrichtungen

(Zu § 87 NBauO)

(1) In

1. Verkaufsstätten nach § 1 der Verkaufsstättenverord-
nung,

2. Versammlungsstätten nach § 1 der Versammlungs-
stättenverordnung,

3. Krankenanstalten,

4. Hochhäusern sowie

5. Mittel- und Großgaragen nach § 1 der Garagenverord-
nung

müssen nach Absatz 2 prüfungsbedürftige technische
Anlagen und Einrichtungen, wenn sie der Erfüllung bau-
ordnungsrechtlicher Anforderungen dienen, durch bau-
ordnungsrechtlich anerkannte Sachverständige auf ihre
Wirksamkeit und Betriebssicherheit geprüft werden.

(2) Prüfungsbedürftige Technische Anlagen und Ein-
richtungen sind

1. Lüftungsanlagen, ausgenommen solche, die einzelne
Räume im selben Geschoss unmittelbar ins Freie be-
oder entlüften,

2. Absperrvorrichtungen gegen die Übertragung von
Feuer und Rauch in Lüftungsleitungen,

3. CO-Warnanlagen,
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4. Rauchabzugsanlagen sowie maschinelle Anlagen zur
Rauchfreihaltung von Rettungswegen,

5. selbsttätige Feuerlöschanlagen, wie Sprinkleranlagen,
Sprühwasser-Löschanlagen und Wassernebel-Lösch-
anlagen,

6. nicht selbsttätige Feuerlöschanlagen mit nassen Steig-
leitungen und Druckerhöhungsanlagen einschließlich
des Anschlusses an die Wasserversorgungsanlage,

7. Alarmierungsanlagen und Brandmeldeanlagen ein-
schließlich der Brandfallsteuerung von Aufzügen so-
wie

8. Sicherheitsstromversorgungsanlagen einschließlich der
Sicherheitsbeleuchtung.

(3) Der Bauherr oder der Betreiber der baulichen Anlage
hat die Prüfungen nach Absatz 1 vor der ersten Inbetrieb-
nahme der baulichen Anlage, unverzüglich nach einer
wesentlichen Änderung der technischen Anlage oder Ein-
richtung sowie danach in Abständen von längstens drei
Jahren durchführen zu lassen.

(4) Der Bauherr oder der Betreiber der baulichen Anlage
hat die Berichte über Prüfungen vor der ersten Inbetrieb-
nahme und vor der Wiederinbetriebnahme nach wesent-
lichen Änderungen der zuständigen Bauaufsichtsbehörde
zuzuleiten sowie die Berichte über die folgenden Prüfun-
gen fünf Jahre lang aufzubewahren und der Bauaufsichts-
behörde auf Verlangen vorzulegen.

(5) 1Für Technische Anlagen und Einrichtungen, die am
1. August 2004 bereits bestehen, beginnt die Dreijahres-
frist nach Absatz 3 mit dem Abschluss der letzten Prüfung;
endet die Frist vor dem 1. August 2005, so verlängert sie
sich bis zu diesem Datum. 2Ist eine Prüfung vor dem 1. Au-
gust 2004 nicht vorgenommen worden, so ist die erste Prü-
fung bis zum 1. August 2005 durchzuführen.

(6) Die Fristbestimmungen nach den Absätzen 3 und 5
haben Vorrang vor Einzelfallregelungen nach § 87 NBauO,
die vor dem 1. August 2004 bekannt gegeben wurden und
nach denen eine spätere Prüfung genügen würde.“

8. Die bisherigen §§ 32 und 33 werden §§ 33 und 34.

9. Der neue § 33 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt durch das
Wort „oder“ ersetzt.

b) Es wird die folgende Nummer 3 angefügt:

„3. eine Prüfung entgegen § 32 Abs. 3 oder 5 nicht
oder nicht rechtzeitig durchführen lässt.“

Artikel 2

Änderung der Feuerungsverordnung

Die Feuerungsverordnung vom 8. Dezember 1997 (Nds.
GVBl. S. 518) wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Brennstoffe“
die Worte „mit einer Gesamtnennwärmeleistung von mehr
als 50 kW“ eingefügt.

2. Dem § 13 Abs. 2 wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Satz 1 Nr. 1 gilt nicht bei der Lagerung von Heizöl oder
Dieselkraftstoff in Gebäuden ohne Aufenthaltsräume und
Feuerstätten, wenn das Gebäude frei steht oder durch min-
destens feuerbeständige Bauteile von anderen Gebäuden
getrennt ist.“

3. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Für Dampfkesselanlagen im Sinne der Betriebs-
sicherheitsverordnung einschließlich der für ihren siche-
ren Betrieb erforderlichen Einrichtungen, die weder ge-

werblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und
durch die Beschäftigte nicht gefährdet werden können,
gelten die Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung
entsprechend.“

Artikel 3

Änderung der Garagenverordnung

Die Garagenverordnung vom 4. September 1989 (Nds. GVBl.
S. 327) wird wie folgt geändert:

1. § 21 wird gestrichen.

2. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden die Gliederungsbezeichnung „1.“
gestrichen und am Ende das Komma durch einen
Punkt ersetzt.

b) Nummer 2 wird gestrichen.

3. In § 24 werden das Wort „sind“ durch das Wort „ist“
ersetzt und die Verweisung „sowie § 21“ gestrichen.

Artikel 4

Änderung der Verkaufsstättenverordnung

Die Verkaufsstättenverordnung vom 17. Januar 1997 (Nds.
GVBl. S. 31) wird wie folgt geändert:

1. § 30 wird gestrichen.

2. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 7 wird das Komma durch das
Wort „oder“ ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 8 wird das Komma durch einen
Punkt ersetzt.

c) Nummer 9 wird gestrichen. 

3. In § 33 wird die Verweisung „und § 30“ gestrichen.

Artikel 5

Änderung der Versammlungsstättenverordnung

Die Versammlungsstättenverordnung vom 9. Oktober 1978
(Nds. GVBl. S. 711), zuletzt geändert durch § 5 Nr. 1 der Ver-
ordnung vom 4. September 1989 (Nds. GVBl. S. 325), wird
wie folgt geändert:

1. § 128 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 bis 6 werden gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden Absätze 1 und 2.

c) Im neuen Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ein-
richtungen“ die Worte „durch bauordnungsrechtlich
anerkannte Sachverständige“ eingefügt.

d) Im neuen Absatz 2 wird die Zahl „7“ durch die Zahl „1“
ersetzt.

2. § 131 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 12 wird das Semikolon durch
das Wort „oder“ ersetzt. 

b) Nummer 13 wird gestrichen.

c) Die bisherige Nummer 14 wird Nummer 13.

3. § 132 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.
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Artikel 6

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft.

Hannover, den 22. Juli 2004 

Niedersächsisches Ministerium für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

In Vertretung

H o o f e

Staatssekretär
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